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F ür den Zusammenhalt der Schweiz 
reiche es aus, wenn die besten 
Schülerinnen und Schüler eine an­

dere Landessprache erlernen würden­
so wird da und dort argumentiert, damit 
das Abschaffen oder Zurückstellen des 
Unterrichts einer zweiten Landessprache 
gerechtfertigt werden soll. Anders gesagt: 
Der Zusammenhalt geht über eine kleine 
Elite, di e dank ho:tler Sprachkompetenzen 
im politischen un d wirtschaftlichenAlltag 
dafür sorgt. Solche Aussagen passen 
schlecht zu den volksnahen demokra­
tischen Strukturen der Schweiz - und 
wirken umso befremdlicher, wenn sie 
von Exponenten sogenannter Volkspar­
teien stammen. 

IIJlie Sduweiz als!La~r~~dl mit mei'!rerel!ll 
gieklhberedntigtell"i Amtsspraclhe011 gibt 
es erst seit 1848. Insbesondere im Westen 
und im Süden sind ihre Gre:q.zen kaum 
natürlich, sondern wurden aufgrund his­
torischer Entwicklungen bestimmt. Un­
ter anderem deshalb, weil Menschen ver­
schiedener Sprachen und Kultur zusam­
men einen zwar fõderalistischen, aber 
nichtsdestotrotz gemeinsamen demo­
kratischen Staat wollten. Das ist heute 
noch so- auch wenrr bei Volksabstim­
mungen immer wieder Unterschiede zw1-
schen den Sprachgemeinschaften auf­
treten. M üssen deswegen aber alle bereits 
im Kindesaiter eine andere Landes­
sprache erlernen?. 
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Zwar llnabell"i ill"l tdler Vergall"igell"ii'!eit nie 
al le Sclhweizerill"l111ll!lll'i iJillltdl Sci'!weizer eine 
andere Landessprache verstanden. Doch 
sorgten Traditionen des Sprachaus-

, tauschs im militãrischen, landwirtschaft­
lichen oder in anderen Bereichen mit 
historischen Hochs und Tiefs für ein ge­
genseitiges Verstãndnis- das allerdings 
ni e in S tein gemeisselt war. Gerade in 
unserer direkten Demokratie, wo Mehr­
heiten mehrmals jiihrlich mehr odér we­
niger wichtige Weichen fü1; die Zukunft 
unseres Landes stellen, ist das gegensei­
tige Verstãndnis unabdingbar, wenn nicht 
unnõtig schãdliche Spannung aufgestaut 
werden sollenc 

-l!llas Verstelht:m ei ne r IPartnerspraclhe ist 
tdlafi.irr zwar keillle IGarantie.Aber es ist 
ein wichtiger Schlüssel dazu, auf di e Be­
dürfnisse des ander:en eingehen zu kon­
nen - was die Stãrke unserer Demokratie 
ausmacht. Deshalb hat die Schweiz deut­
lich mehr gute Gründe als die meisten 
anderen europãischen Staaten, den Zu­
gang zu Partnersprachen und -kulturen 
zu fõrdern. Das Parlament hat in diesem 
Sinn vor einigen Jahren mit grossem 
Mehr beschlossen, das s zum Abschluss 
der Volksschule auch ausreichende 
Kenntnisse einer anderen Landessprache 
und -kultur gehõren. 
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dies zur Folge, dass der Erwerb einer 
zweiten Landessprache zu d en Bildungs­
schwerpunkten bereits in der Primar­
schule zãhlen sollte, wie dies für über 90 

· Prozent der Schülerinnen und Schüler 
in der Schweiz schon heute d er Fall ist. 
Ein voreiliges Aussteigen aus diesem Ziel, 
wie das in einigen Ost- und Zentral­
schweizer Kantonen zur Diskussion steht, 
wãre verantwortungslos. 

Võelmelhr sollte siclh die J?l!)litik al!lci'! die 
dafür nl!)i!:wendigell'i Mittei ge~eli'll, dieses 
ehrgeizige Ziel zu erreichen, statt aus­
gerechnet in d en Schulen Sparübungen 
zu veranstalten. Die dazu notwendigen 
Investitionen etwa in einen Aus b au des 
Schüler- und Lehreraustauschs, in klei­
nere Lerngruppen oder in' angebrachte 

· Lehrmittel nach d em Beispiel der Pio­
nierkantone kosten zwar Geld. Aber ein 
Land, das vor wenigen Jahren Hunderte 
von Millionen Franken in di e Entwicldung 
der Informàtik in der Volksschule inves­
tierte, sollte es sich au eh leisten kõnnen, 
für sein en Zusammenhalt entsprechend 
in di e Tasche zu greifen - allenfalls mit 
ern_ras praxisorientierteren Lernzielen. 

J<e<m-Harnçms arbeitet in de r Waadt-
lander Bildungsdirektion.ln de r gestrigen 
Ausgabe pladierte de r Nidwaldner SVP­
Nai:ionalrat und Gymnasiallehrer Peter Keli er 
für di e Rückkehr zu bloss einer Fremdsprache 
an de r Primarschule. .~-p~:--
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